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praambel:
This brochure is a product of the «Enterprises and Human Rights» Belgian National Action 
Plan, which is based on the «United Nations’ Guiding Principles on Business and Human 
Rights». Belgium intends to implement these guiding principles, especially pillar III, the foun-
dational principle of which is: 
«As part of their duty to protect against business-related human rights abuse, States must 
take appropriate steps to ensure, through judicial, administrative, legislative or other appro-
priate means, that when such abuses occur within their territory and/or jurisdiction those 
affected have access to effective remedy.»
This principle reconfi rms that authorities have a duty to guarantee recourse to effective reme-
dial measures for victims of Human Rights violations by enterprises. This should be through 
judicial, administrative, legislative or other appropriate means. 
Different state procedures exist on a Belgian and international level. However, many of these 
complaint mechanisms are not suffi ciently well-known and/or too diffi cult to implement, 
which may have a negative impact on victims and enterprises. 

In the absence of suffi ciently clear information on this subject, an enterprise’s activities may 
have a negative effect on Human Rights. Without necessarily intending to or being able to 
prevent it, a company may fi nd itself responsible for Human Rights’ violations. Also, victims 
may feel discouraged/powerless when faced with what needs to be done to protect their 
human rights. 

The lack of clarity on this subject gives rise to judicial uncertainty which is neither in the 
interest of victims or enterprises. In order to overcome this, the Institut Fédéral pour le Dé-
veloppement Durable - Federal Institute for Sustainable Development (IFDD) commissioned 
an exhaustive study*, carried out by the University of Antwerp, concerning the remediation 
mechanisms which exist and which are the competence of the State for presentation in this 
brochure.
The aim of this brochure is to provide as much information as possible about the rights and 
duties of all and the means available for complying with them and for ensuring that they are 
complied with. 
How to obtain effective access to justice? Where to fi nd legal aid or assistance in order to 
assert your rights? Who are the key stakeholders with a competence in this fi eld? What is 
the most appropriate procedure? This brochure aims to provide pragmatic and complete 
answers to these questions in order to ensure effective access to the remediation mecha-
nisms provided for victims of human rights violations. 
 

Dieter Vander Beke, 
Director FISD

* the full study is available on: http://www.developpementdurable.be/fr  

¨
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einleitung
Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte bieten einen 
umfassenden Rahmen für staatliche Regulierung, um die Auswirkung auf 
Menschenrechte wirtschaftlicher Aktivitäten zu regulieren. Diese Leitlinien 
beruhen auf drei Säulen: 

(i)  Staaten haben eine Rechtspfl icht, vor Menschenrechtsverletzungen durch 
Unternehmen zu schützen. Daraus leitet sich die Pfl icht des Staates ab, zu regu-
lieren wie Unternehmen haftbar gemacht werden können, Menschenrechte zu 
achten, schützen und – in einigen Fällen – zu erfüllen. 

(ii) Unternehmen sollten unternehmerische soziale Selbstverpfl ichtungen zum 
Schutz der Menschenrechte verfolgen. Das bedeutet, dass sie Menschenrechts-
verletzungen vermeiden und negative Auswirkungen auf ihre Aktivitäten behe-
ben/angehen sollten, indem sie menschenrechtliche Sorgfaltspfl ichten anwen-
den. Dabei handelt es sich um einen dauerhaften Prozess, der die tatsächlichen 
und möglichen Auswirkungen auf Menschenrechte eines Unternehmens analy-
siert und dies sowohl in Bezug auf direkte Auswirkungen durch eigenen Tätig-
keiten als auch in Bezug auf indirekte Auswirkungen durch Partner.

(iii) Staaten sollten Geschädigten gerichtliche Mechanismen effektiver Rechts-
mittel zur Verfügung stellen. Staaten und Unternehmen sollten zusätzlich außer-
gerichtliche Mechanismen schaffen.

Umsetzung des Rahmens  
der Vereinten Nationen  

„Schutz, Achtung und Abhilfe“ 

LEITPRINZIPIEN FÜR 
WIRTSCHAFT UND 

MENSCHENRECHTE

Source : http://www.skmr.ch/cms/upload/pdf/140522_
leitprinzipien_wirtschaft_und_menschenrechte.pdf
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In diesem Teil werden zwei Teile des Zugangs zu ef-
fektiven Rechtsmitteln vorgestellt. Sie sind im Zusam-
menhang mit all den anderen Mechanismen in den Tei-
labschnitten 2-7 verfügbar.  

1.1. rechtshilfe und prozesskostenhilfe1

Belgien gewährt Geschädigten und anderen Akteuren Rechtshilfe und Prozess-
kostenhilfe, die Rechtsmittel gegen unternehmensbezogenen Menschenrechts-
verletzungen einzulegen suchen. 

  Primäre Rechtshilfe
 
Diese umfasst allgemeine Informationen zum Prozess- und materiellen Recht.
  

Bedingungen: Sie steht allen Personen zu unabhängig von Einkommen oder 
konkretem rechtlichem Interesse  

Wo? Anwälte der Rechtshilfekommissionen organisiert durch die Recht-
sanwaltskammern, Häuser des Rechts und andere Institutionen wie die ört-
liche Verwaltungen, Friedenrichter, soziale Einrichtungen (e.g. OCMW/CPAS, 
Agentschap Integratie en Inburgering oder spezialisierte Körperschaften des 
Menschenrechtschutzes wie UNIA, das Institution über Geschlechterdiskrimi-
nierung und Myria (im Falle von Menschenschmuggel und Migrationsfragen).  

  Sekundäre Rechtshilfe
 
Diese umfasst Rechtshilfe und -beistand in gerichtlichen oder verwaltungsrecht-
lichen Prozessen sowie im Falle von Mediation durch akkreditierte Mediatoren.

1 http://ec.europa.eu/civiljustice/legal_aid/legal_aid_bel_en.htm#2

1. wie bekommt 
man zugang 
zu effektiven 
rechtsmitteln ?
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Bedingungen: diese Rechtshilfe steht nur Personen (ob wohnhaft in Belgien oder 
in der EU) mit einem konkreten Rechtsinteresse an einem Erscheinen vor Gericht 
zur Verfügung, denen nachweislich die finanziellen Mittel fehlen (besondere Aus-
nahmen sind im Gesetz vorgesehen)  

Wer gewährt diese? Die von den Anwaltskammern organisierten “Rechtshilfebüros”.

  Prozesskostenhilfe
 
Geschädigte, denen die finanziellen Mittel fehlen, um einen gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Prozess zu bezahlen, können finanzielle Unterstützung (teilweise 
oder vollständige Befreiung) beantragen, um folgende Kosten zu decken:   

• Gerichtsvollzieher im Falle einer Klage gegen den Staat
• Stempelgebühren und Registrierungsgebühren
• Interventionen durch Zeugen (ausgenommen Sachverständige) 

  Rechts- und Prozesskostenhilfe in grenzüberschreitenden Fällen   
 
Rechtshilfe und-beistand und Prozesskostenhilfe können beantragt werden, 
um Rechtsmittel bei gerichtlichen und außergerichtlichen Instanzen einzulegen 
gegen unternehmensbezogene Menschenrechtsverletzungen in grenzüber-
schreitenden Situationen. 

Bedingungen: Die Bedingungen und auszufüllenden Formulare sind hier2 verfügbar.

Übersetzungshilfe:  
Die Gerichte selbst bieten Übersetzer und Simultanübersetzer an. In Flandern 
bietet die Agentschap Integratie en Inburgering1 Geschädigten ebenfalls Überset-
zungs- und Simultanübersetzungsleistungen an für Verwaltungs- und Rechtsange-
legenheiten, die nicht im Zusammenhang mit einem Gerichtsprozess stehen. 

1 http://www.integratie-inburgering.be/wat-doen-we/sociaal-tolken-en-vertalen 

 
2 https://e-justice.europa.eu/content_legal_aid_forms-157-en.do 
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1.2. mechanismen effektiver 
informationsbeschaffung

Um wirksame Rechtsmittel einlegen zu können, benötigen Geschädigte unter 
Umständen Informationen über ihre Rechte oder Beweise, um ihre Ansprüche 
Unternehmen und/oder dem Staat gegenüber geltend machen zu können. Für 
diesen Zweck gibt es verschiedene Mechanismen:  

  Um Informationen vom Staat einzuholen

Bedingungen: Jeder Geschädigte oder Akteur hat das Recht, Informationen an-
zufragen oder Dokumente einzusehen mittels einer Petition oder durch Anfrage 
einer Kopie des Dokuments. This Recht kann nur durch Gesetz oder verfas-
sungsrechtliche Regeln eingeschränkt werden. 

  Um Beweise für rechtliche Ansprüche zu sammeln

Bedingungen: Geschädigte, Akteure oder die Gerichte können Gerichtsvollzieher 
auffordern, materielle Tatsachen niederzulegen (Art. 519(2) Gerichtsordnung) 

Wo? Die Gerichtsvollzieher erstinstanzlicher Gerichte

Ergebnis: Diese Option erlaubt es, bereits Beweise für eine zukünftige Klage ge-
gen ein Unternehmen und/oder den Staat zu sammeln.

Offenlegung:  
Einige Unternehmen müssen andere als finanzielle Informationen offenlegen, die 
nützlich sein können, um Ansprüche im Fall von unternehmensbezogenen Menschen-
rechtsverletzungen geltend zu machen. Außerdem übernimmt eine steigende Anzahl 
an Unternehmen freiwillige Meldesysteme als gute Geschäftspraxis.

Offenlegungspflichten: Die Offenlegung von Informationen über nicht-finan-
zielle Aspekte und Vielfalt in der Belegschaft
• Für hauptsächliche Anteilseigner in Investmentfonds und börsennotierte Un-
ternehmen (Gesetz vom 2/5/2007).
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• Der Unternehmenskodex legt die Pflicht zur Offenlegung von sozialen und 
Umweltaspekten fest.

Freiwillige Offenlegungsinitiativen  

Technische Normen zertifizieren, dass Produkte, Prozesse und Dienstleistungen 
mit bestimmenten Anforderungen, Vorgaben und Richtlinien übereinstimmen.    

Wo?  
• Das nationale Büro für Normung (NBN)1 bietet oder zertifiziert relevante 
Informationen über Unternehmensaktivitäten 
• Internationale Normen der ISO2 zertifizieren, dass Unternehmen Produkte 
und Dienstleistungen anbieten, die sicher, zuverlässig und von guter Qualität 
sind. Die ISO hat einen informellen Beschwerdeweg m Falle von Mi�brauch des 
ISO Logos oder falscher ISO Zertifizierung. Die wichtigsten Normen sind: 

• ISO 9000 Qualitätsmanagement;  
• ISO 14000 Umweltmanagement,  
• ISO 26000 Soziale Unternehmensverantwortung (Richtlinien, kein Zertifikat)
• ISO 22000 Lebensmittelsicherheitsmanagement, 
• ISO 45001 Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, 
• ISO 37001 Antikorruptionsmanagementsysteme.

• Die Global Reporting Initiative3 (GRI) setzt Normen für Unternehmen im Bere-
ich der Nachhaltigkeit, einschließlich von Menschenrechten.  

1 https://www.nbn.be/en 
2 http://www.iso.org/iso/home/about.htm 
3 https://www.globalreporting.org/standards/gri-standards-download-center/ 

vorlaufige mechanismen 
der rechtsmittelsuche 

durch alternative 
streitbeilegungsmechanismen
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ADR mechanisms may settle disputes without using ju-
dicial remedies, thus ADR mechanisms may settle dis-
putes without using judicial remedies, thus providing 
faster and less expensive solutions.They are in principle 
voluntary, but can lead to a Mechanismen der alterna-
tiven Streitbeilegung können Streitfälle beilegen, ohne 
gerichtliche Instanzen zu nutzen und stellen daher sch-
nellere und weniger teure Lösungen dar. Im Prinzip sind 
sie freiwillig, können jedoch zu bindenden Lösungen 
führen. Im Fall von Nichtumsetzung müssen gerichtliche 
Mechanismen der Erzwingung eingesetzt werden. 

  In zivil- und handelsrechtlichen Streitfällen 

Mediation in zivil- und handelsrechtlichen Angelegenheiten ist der am weitesten 
verbreitete Mechanismus der alternativen Streitbeilegung. Es handelt sich hier-
bei um einen freiwilligen und vertraulichen Prozess, der versucht, Streitfälle 
außerhalb der Gerichte zu lösen. Er kann auch von den Parteien oder Richtern 
in einem gerichtlichen Streitfall vorgeschlagen werden. Eine im Ramen von Me-
diation erzielte Übereinkunft wird zu einem authentischen und durchsetzbaren 
Urteil, wenn sie vor einem akkreditierten Schlichter erreicht wurde und eine 
Richterin/eine Richter der Übereinkunft zugestimmt hat.   

Wer kann diesen Mechanismus nutzen? Alternative Streitbeilegung kann durch 
jeden Geschädigten oder Akteur genutzt werden, der ein Interesse an der Vertre-
tung von Geschädigten nachweisen kann und in entsprechenden gerichtlichen 
Verfahren Klagebefugnis hätte.  
 
Allgemeine Ergebnisse: Ein Ausgleich, der Wiedergutmachung, Schadensersa-
tz oder ein Ende der Rechtsverletzung anordnet.   

Wo? Mediation die durch die Gerichtsordnung reguliert ist, wird gewöhnlich durch 
einen akkreditierten Mediator durchgeführt, der durch die Parteien bestimmt wird.  

Die Haftpflichtversicherungspolice für Direktoren und Vorstandsmitglieder («D&O») 
deckt Risiken von Klagen gegen Rechtsverletzungen durch Direktoren und Vorstands-
mitglieder ab, die diese in Ausübung ihrer Funktion begangen haben und schließt auch 
Verletzungen von Menschenrechten ein. Die Police deckt sowohl zivilrechtliche Klagen 
als auch strafrechtliche Verfolgung oder regulatorische Untersuchungen ein. Einige Ver-
sicherungen bieten diese Versicherung für Mutter-und Tochtergesellschaften an. Versi-
cherungen können auch eine Rolle bei außergerichtlichen Beilegungen spielen. 

2. vorlaufige 
mechanismen der 

rechtsmittelsuche 
durch alternative 

streitbeilegungsmecha-
nismen

¨
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  In strafrechtlichen Fällen
 
Mediation kann vor dem Staatsanwalt stattfinden um Wiedergutmachung3 von 
moralischem und materiellem Schaden zu erwirken.  

  Ombudspersonen
 
Eine Ombudsperson hört begründete Klagen gegen Verwaltungsbehörden und 
kann gegenüber der betroffenen Behörde vermitteln, um die Situation zu korri-
gieren und/oder erneute Nichterfüllung zu verhindern.  

• Die Föderale Ombudsperson vermittelt bei Konflikten mit föderalen Behörden4. 

• Auf subnationaler Ebene gibt es Mediation vor der Flämischen5 Ombudsper-
son, der Ombudsperson der Region Wallonien6 und der französischsprachigen 
Gemeinschaft und der Ombudsperson der deutschsprachigen Gemeinschaft7 
für Angelegenheiten, die sich auf Körperschaften des öffentlichen Rechts dieser 
Regierungsebene beziehen. 

• Gemeinden und unabhängige Staatsbetriebe können eigene Ombudsper-
sonen haben. 

Bedingungen:
•  Zunächst muss Beschwerde bei der betroffenen Stelle des öffentlichen Rechts 
eingelegt werden.  
•  Die Verwaltungsbehörde muss die Beschwerde teilweise oder ganz abgewiesen 
oder sie ignoriert haben. 
•  Die Ombudsperson darf nicht bereits mit dieser Beschwerde befasst worden sein. 
•  Die Beschwerde kann nicht anonym geführt werden oder Streitfälle zwischen 
Privatparteien betreffen. 
• Auf föderaler Ebene muss innerhalb eines Jahres nach Kenntnis der behörd-
lichen Handlung oder Unterlassung Beschwerde eingelegt werden. Subnationale 
Ombudspersonen können unterschiedliche Fristen haben.

3 https://justitie.belgium.be/sites/default/files/downloads/MediationPenaleFR.pdf 
4 http://www.ombudsman.be/fr/ombudsman/card/mediateur-federal
5 http://www.vlaamseombudsdienst.be/ombs/index.html 
6 http://www.le-mediateur.be/ 
7 http://www.ombudsman.be/de 
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Ergebnis: Ombudspersonen können die Beschwerde offenlegen und den Behörden 
Vorschläge unterbreiten, um zu verhindern, dass sie Situation erneut auftritt, aber sie 
haben keine Kompetenz, rechtsverbindliche Lösungen anzubieten. Diese Prozedur un-
terbricht die in Artikel 19 des Rechts des Staatsrats festgelegte Frist einer Beschwerde 
gegen einen Verwaltungsakt vor dem Staatsrat oder anderen Gerichten.

  Nationaler Kontaktpunkt (NCP)8 für die OECD Leitlinien für Multina-
tionale Unternehmen (MNEs)9

 
Durch eine Beschwerde im Rahmen der OECD Guidelines bietet der NKP Me-
diation bei Konflikten zwischen Unternehmen und Gemeinschaften oder Indivi-
duen, die von Unternehmensaktivitäten betroffen sind. 

Bedingungen:
• Beschwerden müssen sich auf Verletzungen der OECC Leitlinien durch ein 
Unternehmen oder eine dritte Partei beziehen.
• Eine Untersuchung wird nur dann begonnen, wenn ein betroffener Akteur 
Beschwerde eingelegt hat.  
• Die behauptete Verletzung muss in Belgien stattgefunden haben oder in einem 
dritten Land durch ein Unternehmen mit Sitz in Belgien.

Wo? Der Föderale Öffentliche Dienst Wirtschaft, Sekretariat der NCP.10

Ergebnis: Der NKP schlichtet zwischen multinationalen Unternehmen und 
Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen oder anderen betroffenen Akteu-
ren, um einen Konflikt in Übereinstimmung mit dem Recht beizulegen. Am Anfang 
beurteilt der NKP die Klage, die auf seiner Website veröffentlicht ist. Wenn der NKP 
beschließt zu schlichten, dann gibt er eine endgültige Mitteilung heraus, in der die 
Entscheidung und das Ergebnis der Mediation dargelegt sind. Dies kann ein nichts-
taatliches Rechtsmittel darstellen. Die Mitteilung ist rechtlich nicht bindend.

8 http://economie.fgov.be/oeso.jsp 
9 http://mneguidelines.oecd.org/ncps/ 
10 http://economie.fgov.be/oeso.jsp 

Auf subnationaler Ebene vermitteln das Flämische Büro1 des Kinderrechtskom-
missars und der Allgemeine Delegierte der französischsprachigen Gemeinschaft2 
in Fällen von Menschenrechtsverletzungen, die Kinder betreffen. 
1 https://www.kinderrechtencommissariaat.be/en 
2 http://www.dgde.cfwb.be/ 
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    Institute, die Mediation gegen Diskriminierung anbieten 
 
Im Fall von diskriminierenden Handlungen im Zusammenhang mit Unternehmen 
bieten viez spezialisierte Institutionen alternative Streitbeilegungsmechanismen und 
Hilfe für Geschädigte an. Diese Institutionen fördern aktiv Lösungen um zukünftigen 
Verletzungen durch Richtlinienempfehlungen vorzubeugen.  

Bedingungen: Geschädigte oder betroffene Akteure die Geschädigte vertre-
ten oder die gegen Fälle systematischer Diskriminierung vorgehen können bei 
diesen Institutionen Unterstützung anfragen.

Wo?
• Das Inter-Föderale Zentrum für Chancengleichheit (UNIA)11

• Das Institute für Geschlechtergleichheit Institute (IGVM-IEFH)12

Ergebnis: Geschädigte oder betroffene Akteure können einen Vergleich erzie-
len, der Wiedergutmachung für die Rechtsverletzung bietet, Schadensersatz bei 
Schaden, der durch die diskriminierende Handlung verursacht wurde und/oder 
ein Ende der Rechtsverletzung.  Diese Institutionen können auch Klagen för-
dern und unterstützen wenn der Fall für die Gesellschaft als Präzedenzfall sehr 
relevant ist oder wenn es um einen schwerwiegenden Fall geht (z.B. flagrantes, 
aus Hass begangenes Verbrechen). Diese findet nur statt, wenn die Option der 
alternativen Streitbeilegung ausgeschöpft worden ist. 

  Die Privatsphärekommission
 
Die Privatsphärekommission fördert den Schutz persönlicher Daten. Sie kann 
Beschwerden über öffentliche oder private Verletzungen des Rechts auf Pri-
vatsphäre anhören. 

Bedingungen: Beschwerden können durch jede Person eingereicht werden, die 
der Meinung ist, dass ihr/sein Recht auf Privatsphäre verletzt wurde.  

11 http://unia.be/en 
12 http://igvm-iefh.belgium.be/en 
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Wo? Die Privatsphärekommission13.

Ergebnis: Die Privatsphärekommision gibt dem Datenkontrolleur Empfehlun-
gen. Sie kann die Verletzung auch dem Staatsanwalt melden oder vor Zivilge-
richten Beschwerde führen. Nach einer Strukturreform wird erwartet, dass die 
Kommission von 2018 an effektivere Rechtsmittel bietet.

  Verbraucherschutzmediation14 
 
Verbraucher können allein oder gemeinschaftlich Forderungen geltend machen, 
um einen Vergleich im Fall der Verletzung von Verbraucherrechten zu erreichen.  

Bedingungen:
• �Der Anspruchsteller sollte ein Verbraucher sein (oder sein Vertreter).
• Nur Menschenrechte, die auch als Verbraucherschutzrechte anerkannt sind, 
können in Anspruch genommen werden.
• Das genaue Verfahren ist in der Wirtschaftsrechtsordnung niedergelegt. (XVI.16.-8). 
• Die Frist, innerhalb derer ein Unternehmen vor einem ordentlichen Gericht 
beklagt werden muss, ist suspendiert solange diese Beschwerde andauert. 
• Das Unternehmen sollte zunächst über die rechtliche Forderung informiert 
werden, um zu versuchen, den Konflikt zu lösen
• Die Beschwerde darf nicht bereits vor einem Gericht als Klage eingereicht sein 
• Die Beschwerde darf nicht auf denselben Fakten wie in einer vorherigen 
Klage basieren, die die Behörden als tatsächlich oder rechtlich unbegründet 
abgewiesen haben.

Wo? / Ergebnisse:
• Die Verbraucherschutzmediationsstelle15 kann Informationen erbitten, Un-
ternehmen untersuchen, fordern, dass die Zuwiderhandlung eingestellt wird 
und einen Vergleich vorschlagen. 

13 https://www.privacycommission.be/ 
14 http://economie.fgov.be/fr/consommateurs/#.WRXEPsakKpQ 
15 http://www.consumerombudsman.be/en/about-us 
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• Das Europäische Verbraucherzentrum – Belgien16 wird durch die EU, den fö-
deralen öffentlichen Dienst Wirtschaft und die Nichtregierungsorganisation 
“Test-Achats/Test-Aankoop” fi nanziert, um in ähnlicher Weise bei grenzüber-
schreitenden Ansprüchen von Verbrauchern zu schlichten.
•  Der Online Mechanismus Belmed17 bietet ebenfalls Schlichtung für Verbrau-
cher in der EU an bei Ansprüchen gegenüber belgischen Unternehmen. Er 
wird durch den föderalen öffentlichen Dienst Wirtschaft koordiniert.
• Wenn die Verletzung von Verbraucherrechten eine Straftat darstellt, wird sie 
dem Staatsanwalt mitgeteilt. 
 
  Europäische Ombudsperson

Die Europäische Ombudsperson kann Beschwerden über unternehmensbe-
zogene Verletzungen untersuchen und offenlegen, die im Zusammenhang mit 
Handlungen der EU Institutionen stehen. 

Bedingungen
• Der Anspruchsteller sollte ein Bürger oder Ansässiger der EU sein oder eine 
Rechtsperson mit einem eingetragenen Firmensitz in einem EU-Mitgliedstaat.  
• Die behauptete Verletzung sollte sich auf schlechte Verwaltung durch EU Ins-
titutionen, Körperschaften, Ämter oder Agenturen beziehen (unter Ausschluss 
des Europäischen Gerichtshofs (EUGH)18.

Wo? Die Europäische Ombudsperson19.

Ergebnis: Die Europäische Ombudsperson versucht, die Situation zu beheben 
und zukünftigen Zuwiderhandlungen vorzubeugen, kann Geschädigten aber 
kein konkretes Rechtsmittel anbieten. 

16 http://www.eccbelgium.be/your-rights/submitting-a-complaint-to-the-ecc 
17 http://economie.fgov.be/en/entreprises/dispute_resolution/#.WgWJ_oZJkQ9 
18 https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies/court-justice_en 
19 https://www.ombudsman.europa.eu/en/home.faces;jsessionid=8E3EC124FA0F16C914C01D3FB6C7896B 
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3.1. einstweilige verfahren fur dringende, 
einstweilige verfugungen 

Erstinstanzliche Gerichte, Handels- und Arbeitsgerichte können beschleunigte 
Verfahren in dringenden Fällen durchführen (Artikel 584-589 Gerichtsordnung), 
um einstweilige Verfügungen in ihrem Zuständigkeitsbereich zu treffen.   

Ergebnis: Diese Verfahren haben einen vorbeugenden Charakter und können 
in Fällen von fortbestehenden oder unmittelbar bevorstehenden unternehmens-
bezogenen Menschenrechtsverletzungen wirksam sein. Dieses Verfahren kann 
auch genutzt werden, um relevante Beweise zu sammeln (einschließlich einer 
Beurteilung des Schadens und seiner Ursachen) und um die Rechte von Per-
sonen zu schützen, die außer Stande sind, dies selbst zu tun. 

3.2. klageanspruche fur 
einstweilige anordnungen  

In Fällen, in denen wegen fehlender Dringlichkeit keine einstweilige Verfügung in 
Anspruch genommen werden kann, können vorläufige Klagebegehren genutzt 
werden, um eine gerichtliche Anordnung zu erwirken, Gefahren und/oder Schä-
den, die durch unternehmensbezogene Menschenrechtsverletzungen hervor-
gerufen werden, abzuwenden. Dieses Verfahren im Falle von diskriminierenden 
Handlungen, Zuwiderhandlungen gegenüber Sozialgesetzen, Gefahren von Ver-
brauchern, Umweltschäden und Zuwiderhandlungen bei der Bearbeitung von 
Daten genutzt werden.  In manchen Fällen kann eine einstweilige Anordnung als 
kollektive Maßnahme beantragt werden.  
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¨
¨
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Bedingungen:
• Der Geschädigte oder betroffene Akteur muss sowohl die Rechtsverletzung als 
auch sein persönliches Rechtsinteresse an dem Aussetzen der Zuwiderhandlung 
nachweisen. 
• Klagen über Umweltschäden können ebenfalls durch den Staatsanwalt oder 
Umweltschutznichtregierungsorganisationen eingereicht werden. 
• Verwaltungsbehörden können derartige Klagen einreichen, wenn die 
Menschenrechtsverletzung in ihren Zuständigkeitsbereich fällt. 

Ergebnis: Einstweilige Klagebegehren bieten vorläufigen Rechtschutz, ohne 
jedoch das Problem dauerhaft zu lösen und Strafen oder Schadensersatzans-
prüche festzulegen.  
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Geschädigte und/oder betroffene Akteure, die 
eine unmittelbare Anspruchsgrundlage nachweisen 
können, können diese Verfahren nutzen. 

4.1. erster schritt: sich an die zustandige 
verwaltungsbehorde wenden 
 
Die verwaltungsrechtlichen unten besprochenen Maßnahmen schützen in der 
Hauptsache Menschenrechte in Verbindung zu nachhaltiger Entwicklung, z. B. 
soziale und Arbeitsrechte und das Recht auf eine gesunde Umwelt. Im Allge-
meinen, jedoch/aber nicht immer, sollten diese Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden bevor gerichtliche Rechtsmittel ersucht werden. 

  Soziale, verwaltungsrechtliche Strafen 
 
Der Staat kann Inspektoren zu Arbeitgebern schicken und verwaltungsrecht-
liche Strafen auferlegen, wenn Sozialgesetzgebung (d.h. Arbeits-und Sozialver-
sicherungsrecht) missachtet wurde. Inspektoren versuchen, Fälle von nicht-an-
gemeldeter Arbeit, Diskriminierung am Arbeitsplatz, Sozialdumping oder 
wirtschaftliche Ausbeutung aufzudecken.  

 
Arbeiten in Belgien ist ein Programm der Föderalregierung, um Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber über die Rechtspflichten und Regulierungen betreffend auslän-
dische Arbeitnehmer zu informieren. Eines der Hauptinstrumente ist die  Li-
mosa20 (“Landenoverschrijdend Informatiesysteem ten behoeve van Migratie 
Onderzoek bij de Sociale Administratie”) on-line Erklärung über nach Belgien 
entsendete Arbeitnehmer. Geschädigte oder betroffene Akteure können 
Beschwerde erheben, wenn diese Rechtsregeln missachtet wurden. 

20 http://www.limosa.be/ 
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Bedingungen:
• Jede Person kann sich bei der zuständigen Behörde beschweren.  
• Eine Beschwerde über politische oder regulatorische Angelegenheiten sollte der 
strategischen Einheit des föderalen öffentlichen Dienstes Arbeit präsentiert werden.
• Eine solche Beschwerde suspendiert nicht die Frist zur Klageerhebung, kann 
aber in einer Untersuchung resultieren. 

Ergebnis: Untersuchungen können zu vorbeugenden oder repressiven Maßna-
hmen führen. In arbeitsgerichtlichen Verfahren muss der Staatsanwalt beur-
teilen, ob die Verletzungen eine verwaltungsrechtliche Zuwiderhandlung oder 
eine Straftat darstellen. Die Direktion für verwaltungsrechtliche Strafen des fö-
deralen öffentlichen Dienstes Arbeit kann verwaltungsrechtliche Strafen verhän-
gen. Diese Strafen können innerhalb von drei Monaten vor einem Arbeitsge-
richt angefochten werden. Wenn Geschädigte auch Schadensersatz verlangen, 
müssen sie vor einem Gericht klagen...

Wo?
• Der föderale öffentliche Dienst Arbeit21, der föderale öffentliche Dienst Soziale 
Sicherheit22,  RVA23, RSZ24, RIZIV25 und die Polizei überwachen soziale Gesetze 
und Gesundheit am Arbeitsplatz. 
• Andere soziale Untersuchungsdienste subnationaler Behörden sind die Abtei-
lung Arbeit und soziale Marktwirtschaft26 (Flandern) und die Direktion Arbeit, 
Wirtschaft und Forschung (Wallonien)27.

21 http://www.employment.belgium.be/home.aspx 
22 https://www.belgium.be/en/contactinfo_en_sites/fod-sociale-zekerheid 
23 http://www.rva.be/nl 
24 https://www.rsz.fgov.be/nl 
25 http://www.riziv.fgov.be/nl/Paginas/default.aspx 
26 http://www.werk.be/ 
27 http://www.wallonie.be/fr/guide/guide-services/16217 
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Menschenhandel schließt Zuwiderhandlungen wie zum Beispiel Ausbeutung 
von Arbeitnehmern oder modern Formen der Sklaverei ein.  

Wo?
• Auffangzentren: Pag-Asa1 in Brüssel, Sürya2 in Wallonien und Payoke3 in Flan-
dern bieten behördliche und rechtliche Hilfe. Diese Körperschaften können in 
eigenem Namen oder im Namen von Geschädigten zivilrechtliche Klagen erhe-
ben. 
• Das föderale Migrationszentrum (Myria)4 ist ein unabhängiges Instrument zur 
Beobachtung von Menschenrechten und kann ebenfalls zivilrechtliche Klagen 
bei Menschenhandel erheben.  

1 http://www.pag-asa.be/ 
2 http://www.asblsurya.org/ 
3 http://www.payoke.be/ 
4 http://www.myria.be/en/about-myria 

Ergebnis:  EU Mitgliedstaaten müssen Opfern von Menschenhandel kostenlosen 
Rechtsschutz in straf-, zivil-, arbeits-, einwanderungs- und asylrechtlichen Ver-
fahren gewähren. Sozialregulatorische Verwaltungsbehörden sollten versuche, 
die Zuwiderhandlung zu stoppen und Strafen zu verhängen. Wenn die Zuwide-
rhandlung eine Straftat darstellt, sollte Klage beim Staatsanwalt erhoben werden 
und Opfer sollten psychologische und medizinische Unterstützung bekommen. 
Opfer und/oder Nichtregierungsorganisationen, die Opfer von Menschenhan-
del unterstützen können nicht strafrechtlich verfolgt werden. 

  Umweltschutzmechanismen:  
   Genehmigungen und Folgenabschätzung  
 
Umweltschutzmechanismen können genutzt werden, wenn unternehmens-
bezogene Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit Umweltschä-
den stehen. Unternehmen, die negative Auswirkungen auf die Umwelt haben 
könnten, müssen unter Umständen Genehmigungen beantragen, bevor sie ihre 
Aktivitäten beginnen können. In manchen Fällen ist dann eine Umweltfolge-
nabschätzung vorgeschaltet. Wenn Unternehmen Umweltschäden verursachen, 
müssen sie vorbeugende oder abhelfende Maßnahmen treffen und die Kosten 
dafür übernehmen. Umweltschäden können auch eine Straftat sein.  
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Bedingungen:
• Wenn eine Genehmigung erteilt werden soll können Bürger Beobachtungen 
und Anmerkungen gegenüber den Behörden machen. Die Letztentscheidung 
sollte öffentlich sein, um es Bürgern zu ermöglichen, diese vor zuständigen Ge-
richten oder Institutionen einschließlich es Staatsrats anzufechten.  
• Das Rechtsinteresse des Beschwerdeführers in dem Fall muss persönlich, ak-
tuell, sicher, unmittelbar und legitim sein.  
• Schwerwiegender Schaden ist die Bedingung dafür, eine Genehmigung nach 
einer Umweltfolgenabschätzung zu suspendieren. 
• Da Umweltfolgenabschätzungen in Verbindung mit der Genehmigungspflicht ste-
hen, können Bürger sie ebenfalls vor zuständigen Umweltbehörden anfechten. 
• Ein Anspruch kann ebenfalls bei einer Ombudsperson erhoben werden. Dies ist 
in Abschnitt 2 dargestellt. 
• Die genannten Verfahren müssen vor einer gerichtlichen Klage nicht ausgeschöpft 
werden. Wenn jedoch verwaltungsgerichtliche Anfechtungsklagen möglich sind, 
müssen diese zunächst ausgeschöpft werden. 
• Wenn eine Aktivität in Belgien negative Auswirkungen auf die Umwelt in einem 
anderen Land haben kann, greifen grenzüberschreitende Umweltfolgenabschät-
zungen28 auf europäischer und internationaler Ebene, z. B. im Rahmen der 
Konvention über Umweltfolgenabschätzung in grenzüberschreitendem Kontext 
(Espoo Convention)29. 

Wo? Die belgische föderale und subnationale Ebene (Flandern, Wallonien und 
Brüssel Hauptstadt) sind zuständig für den Schutz von Menschenrechten, die 
durch Umweltschäden verursacht werden. 

Auf föderaler Ebene: die Direktion Umwelt30 des föderalen öffentlichen Dienstes 
Gesundheit für die folgenden Angelegenheiten: 
• Umweltschäden in der belgischen Nordsee.  
• Das Inverkehrbringen gentechnisch veränderter auf Organismen auf dem bel-
gischen Markt  

• Missbrauch des Ökolabels31 für umweltfreundliche Verbraucherprodukte.

28 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:l28114 
29 http://www.unece.org/env/eia/welcome.html 
30 http://www.health.belgium.be/nl/milieu/milieurechten/toegang-tot-milieu-informatie 
31 https://www.ecolabel.be/fr 
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Auf subnationaler Ebene:
• Wallonien: SOS Environnement-Nature32 (um eine einstweilige Verfügung zu 
beantragen); die Direktion für natürliche Ressourcen und Umwelt oder zustän-
dige örtliche Behörden (für andere Forderungen); Anfechtungen bei der Com-
mission de Recourse33.
• Flandern: Zuständige örtliche Behörden; Anfechtungen vor dem Raad voor 
Vergunningsbetwistingen34. 
• Brüssel Hauptstadtregion: örtliche Behörden35; Anfechtungen bei dem Collège 
d’Environnement36.

Ergebnis: Im Fall einer unmittelbar bevorstehenden Bedrohung oder Gefahr 
können Unternehmen verpflichtet werden, vorbeugende Maßnahmen zu treffen. 
Wenn der Schaden bereits eingetreten ist, können Unternehmen verpflichtet 
werden, weiteren Schaden und Gefahren für die menschliche Gesundheit vorzu-
beugen und angemessene Wiedergutmachung zu leisten. Letzteres kann Sank-
tionen und Strafen, den Widerruf von Genehmigungen oder das Schließen der 
Anlagen umfassen, um die Umwelt wiederherzustellen und zukünftigen Schaden 
zu verhindern. Wenn Geschädigte oder betroffene Akteure keine Wiedergut-
machung erzielen oder Schadensersatz suchen, können sie das Unternehmen 
und/oder den Staat vor Zivilgerichten (bei Delikten) oder Strafgerichten (wenn 
die Menschenrechtsverletzung eine Straftat darstellt) verklagen). Des Weiteren 
können sie den Staat vor dem Staatsrat verklagen, wenn der Schaden im Zusam-
menhang mit einem Verwaltungsakt steht (und damit den Staat potentiell haftbar 
machen). 

32 http://environnement.wallonie.be/sos.htm 
33 http://environnement.wallonie.be/droit_information/ 
34 http://www.dbrc.be/raad-voor-vergunningsbetwistingen 
35 http://www.leefmilieu.brussels/wie-zijn-wij/toegang-tot-informatie/toegang-tot-milieu-informatie 
36 http://www.environnement.brussels/le-permis-denvironnement/le-guide-administratif/comment-prolonger-renouve-
ler-ou-contester-un-permi-1 
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Föderale Kompensationsfondskönnen in bestimmten Fällen Kompensation 
bieten, z. B.:  

• Fedris1, die föderale Agentur für Risiken am Arbeitsplatz, hat die Zuständigkeit 
des Fonds für Risiken am Arbeitsplatz übernommen.    
• Der Fond für Arbeitsplatzkrankheiten2 unterstützt in Fällen von Schäden, die 
Arbeitnehmer betreffen 
• Der Asbestfond (AFA)3 tritt ein bei Gesundheitsgefahren durch Asbestexposi-
tion in Belgien. 
Ergebnis: 
In einigen spezifischen Fällen kann Wiedergutmachung erreicht werden ohne 
Einschaltung der Gerichte. Wenn die angebotene Wiedergutmachung jedoch 
nicht zufriedenstellend ist, kann die angebotene Summe vor einem Arbeits-
gericht angefochten werden. Es ist unklar, ob Geschädigte, die nicht frühere 
Arbeitnehmer sind, diese Kompensation beantragen können, z. B. im Fall von 
Umweltschäden. 

1 https ://fedris.be/nl/home 
2 http://www.fmp-fbz.fgov.be 
3 http://www.fedris.be/afa/faqfr.html 

  Nachhaltiges öffentliches Beschaffungswesen
 
Das Gesetz vom 17 Juni 2016 definiert drei Säulen nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffungsprozesse: Umweltschutz bei öffentlichen Dienstleistungen, Schutz 
würdevoller Arbeitsbedingungen und umweltfreundliche Arbeit und die Förderung 
von Wettbewerb.  Öffentliche Stellen sollten Wirtschaftsakteure ausschließen, die 
gegen diese Prinzipien verstoßen, wenn der Verstoß auch eine Straftat ist oder 
wenn sie eine rechtskräftige Verurteilung wegen Kinderarbeit, Menschenhandel 
oder Beschäftigung von Personen mit ungeregeltem Aufenthaltsstatus erhalten ha-
ben. Die Verantwortlichkeit von Wirtschaftsakteuren gegenüber Subunternehmern 
muss noch durch königliches Dekret festgelegt werden. 

Bedingungen: 
Betroffene Akteure mit einem ausgewiesenen Interesse, d. h. jede Person die 
durch einen Prozess er öffentlichen Beschaffung betroffen ist, können eine 
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Suspendierung oder Annullierung der Zuteilung aus verschiedenen Gründen 
beantragen. Diese schließen die Zuteilungskriterien ein sowie jede Verletzung 
anwendbaren europäischen oder nationalstaatlichen Rechts oder allgemeiner 
Prinzipien, die Prozesse der öffentlichen Beschaffung regulieren. 

Wo? Die vertragschließende öffentliche Stelle und/oder die kompetente Ombuds-
person.

Ergebnis: öffentliche Stellen können die Zuteilung suspendieren oder annullieren. 

Wenn die Entscheidung nicht geändert wurde, können Geschädigte eine 
Beschwerde bei der zuständigen Ombudsperson unter den Bedingungen des 
Rechts des Staatsrats einlegen.

    
4.2. zweiter schritt: 
gerichtliche verfahren  

Wenn Geschädigte oder betroffene Akteure mit ausgewiesener Anspruchsgrun-
dlage kein wirksames Rechtsmittel durch die oben genannten außergerichtlichen 
Mechanismen erhalten, können sie das Unternehmen und/oder den Staat, die 
die Menschenrechtsverletzungen verursacht haben, verklagen (wenn letzterer für 
den verursachten Schaden haftbar gemacht werden kann). Geschädigte oder be-
troffenen Akteure sollten zuerst das für den Fall zuständige Gericht identifi zieren, 
d. h. das Gericht mit materiellrechtlicher und territorialer Zuständigkeit (Art. 624 
Gerichtsordnung 624).
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   Materiellrechtliche Zuständigkeit

Der Gegenstand des Anspruchs und sein Wert legen fest, welches Gericht 
zuständig ist. Das erstinstanzliche Gericht hat volle Zuständigkeit, d. h. es kann 
alle Fälle anhören, einschließlich derjenigen, die vor anderen Gerichten einge-
reicht werden können (außer Fälle, die in die ausschließliche Zuständigkeit des 
Berufungsgerichts und Kassationsgerichtshofs fallen).

   Territoriale Zuständigkeit

• Im Allgemeinen sind Geschädigte in der Gerichtswahl frei, die häufi gste Wahl 
fällt jedoch auf Gerichte am Wohnsitz des Beklagten.  

• Die Niederlassung eines Unternehmens ist dort, wo seine Hauptniederlassung 
oder seine Verwaltungssitze ist.  

• Eine andere Möglichkeit ist das Gericht anzurufen am Ort, an dem die Re-
chtspfl icht oder der Konfl ikt entstanden sind. 

• Wenn die Verletzung im Zusammenhang mit einer Vertragsbeziehung steht, ist 
das Gericht an dem Ort zuständig, an dem die Pfl ichten ausgeführt hätten wer-
den sollen oder ausgeführt worden sind, au�er wenn die Parteien einen anderen 
Ort wählen. 

• Wenn der Beklagte nicht in Belgien ansässig ist, kann der Platz, an dem der 
Gerichtsvollzieher ihn/sie antraf, das zuständige Gericht bestimmen. 

• Ausnahmen von dem Prinzip der freien Gerichtswahl sind in der Gerichtsord-
nung festgelegt (Arts. 627 to 629). Diese Fälle schließen ein: sozialverwaltungs-
rechtliche Sanktionen; Besonderheiten im Unternehmensrecht wie Fusionen 
oder Aufl ösungen; einstweilige Verfahren, in denen die Zuständigkeit durch den 
Ort bestimmt wird, an dem das Urteil vollstreckt werden sollte.  

• außerdem gilt ausschliessliche territorial Zuständigkeit (Art. 631-3) Gericht-
sordnung  bei Menschenrechtsverletzungen, die Insolvenz involvieren sowie bei 
Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Vollstreckung von Urteilen gefor-
dert werden.
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Die Wahl des Forums und anwendbaren Rechts ist in grenzüberschreitenden 
Fällen relevant, da:
• Sie das juristische Ergebnis bestimmen kann;  
• Sie eine Option ist für Geschädigte, die das Unternehmen nicht in dem Staat 
beklagen können, in dem der Schaden aufgetreten ist oder in Fällen, in denen 
kein Rechtsmittel zur Verfügung steht; 
• Muttergesellschaften können für Menschenrechtsverletzungen mittelbar haft-
bar gemacht werden, die durch ihre Tochtergesellschaften und/oder Partner in 
Drittstaaten verursacht wurden (unmittelbare Haftpflicht).

Unter bestimmten Bedingungen können belgische Gerichte zuständig sein bei 
Menschenrechtsverletzungen durch belgische Unternehmensgruppen in Dritts-
taaten oder wenn die sich die Konsequenzen im Ausland eingestellt haben oder 
wenn die Geschädigten oder Beklagten Ausländer sind: 
• Die EU Verordnung “Brussels I bis”1 definiert die Zuständigkeit von Gerichten 
und reguliert die Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen in zivil- und han-
delsrechtlichen Angelegenheiten, einschließlich arbeitsrechtlicher Ansprüche. 
Wenn die EU Verordnung nicht gilt, muss geprüft werden, ob andere interna-
tionale Verträge gelten, z.B. die Lugano Konvention2, Konventionen der Haager 
Konferenz zum internationalen Privatrecht oder andere ähnliche Konventionen. 
Wenn keine dieser Konventionen gilt, findet die belgische internationale Pri-
vatrechtsordnung Anwendung. 
• Wenn der Beklagte nicht in der EU ansässig ist, können Gerichte der Mitglieds-
taaten Klagen gegen Muttergesellschaften hören, aber der EUGH at dafür zwei 
Bedingungen festgelegt: 

• Der Beschwerdeführer sollte nicht den einzigen Zweck verfolgen, die 
Angelegenheit der ausländischen Tochtergesellschaft in den Zuständig-
keitsbereich europäischer Gerichte zu überführen; und

• “ein vorheriges Verhältnis zwischen den Beklagten sollte nachgewiesen 
werden. 

• Weder der EUGH noch das europäische Parlament akzeptiert die forum non 
conveniens Doktrin.  Die Doktrin erlaubt es Gerichten, Fälle abzuweisen, wenn 
eine andere Gerichtsbarkeit bequemer für die Streitparteien ist, ohne das Fehlen 
anderer Rechtsmittel (z.B. aufgrund von fehlender institutioneller Kapazität) oder 
die Sicherheit der Opfer zu beachten.  

1 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/ALL/?uri=CELEX%3A32012R1215
2 http://curia.europa.eu/common/recdoc/convention/en/c-textes/lug-idx.htm
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Die forum necessitatis Doktrin gilt in Belgien, um Fälle des verweigerten Re-
chtsschutzes abzuwenden, wenn: 

• der Klagende nicht in einem anderen Land klagen kann 

• das ausländische zuständige Gericht kein faires Verfahren bietet, zum Be-
spiel in Fällen von Krieg, Diskriminierung oder exzessiver Kosten und damit 
wirksamer Rechtschutz verhindert wird oder  

• es unmöglich ist, das Urteil zu vollstrecken.

Die Rechtswahl ist auch relevant in grenzüberschreitenden Rechtsstreitigkeiten, 
wenn das Deliktrecht des Drittstaates nicht so vorteilhaft wie das belgische ist. Sie 
wird reguliert durch:  

• Die Rome I3 Verordnung für Vertragsstreitigkeiten (z.B. Arbeits- oder Ver-
braucherverträge). Diese sind nicht die häufigsten Fälle, in denen es um Menschen-
rechtsverletzungen geht. 

• Die Rome II4 Verordnung für Deliktrecht, d.h. wenn kein Vertrag zwischen den Ges-
chädigten und dem Unternehmen bestand (au�er in einigen Fällen von Arbeits- und 
Verbraucherschutz).

3 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/ALL/?uri=CELEX%3A32008R0593 
4 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/ALL/?uri=CELEX:32007R0864 
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4.2.1 erstinstanzliche gerichte

Die Gerichtsordnung reguliert (Teil IV - Buch II) wie andere als straf- oder verwal-
tungsrechtliche Klagen präsentiert werden müssen, wer Klagebefugnis hat, 
wann Geschädigte oder betroffene Akteure persönlich erscheinen können und 
wann sie von einem Anwalt vertreten werden müssen. Im Allgemeinen können 
nur Geschädigte klagen, den der Antragssteller sollte sowohl die Kapazität zur 
Klage als auch ein Rechtsinteresse an ihr haben. Das bestehende Interesse sollte 
konkret sein, obwohl es auch möglich ist, Fälle zuzulassen, die schwerwiegende 
Verletzungen zu verhindern suchen. Wenn betroffene Akteure ein solches Inte-
resse nachweisen können, können auch sie klagen.

Schlichtung1 ist eine Art, Gerichtsverfahren zu beenden, die bereits anhängig 
sind. Es gelten folgende Bedingungen: 
• Der Kläger kann den Streit vertraulich beilegen
• Unveräußerliche Rechte können nicht Gegenstand von Schlichtung sein
• Schlichtung hat denselben bindenden Charakter wie ein Urteil und ist in Fällen 
innerhalb der Zuständigkeit von Arbeitsgerichten verpflichtend (Art. 578 Ge-
richtsordnung). 

Wo? Vor dem zuständigen Richter, vor dem das Verfahren begonnen wurde.

Ergebnis: Der Rechtsbehelf kann Kompensation oder ein Ende der Rechts-
verletzung sein.

1 http://s-mediation.be/nl/bemiddeling 

  Zivilgerichte
 
Zivile Deliktrechtsstreitigkeiten  
Dies ist die vordringliche Möglichkeit für Geschädigte, um Kompensation von 
Unternehmen und/oder dem Staat in Deliktrechtsfällen zu verlangen (d.h. in 
denen die Menschenrechtsverletzung nicht im Rahmen einer Vertragsbeziehung 
stattfand).  
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Klagen gegenüber dem Staat folgen demselben rechtlichen Pfad wie Deliktre-
chtsfälle gegen Unternehmen. Soll ein Fall kann auftreten, wenn der Staat es 
versäumt, seiner Pflicht zur Regulierung von Unternehmen nachzugehen, wenn 
er als ökonomischer Akteur agiert (z. B. durch staatseigene Betriebe oder öf-
fentliche Beschaffung) oder wenn er Unternehmen Subventionen gewährt, die 
Menschenrechte verletzen. Wenn die Menschenrechtsverletzung ebenfalls eine 
Straftat ist, können Opfer wählen, ob sie als Nebenkläger in einem Strafverfah-
ren anerkannt werden wollen oder vor einem Zivilgericht Schadensersatz ver-
langen nachdem ein Strafgericht ein günstiges Urteil gefällt hat.  In einigen Fällen 
können Opfer vor Zivilgerichten Schadensersatz fragen/verlangen, selbst dann, 
wenn der Betrieb/das Geschäft nicht verurteilt wurde.

Geschädigte können auswählen, ob sie einen Verwaltungsakt, eine Regulierung 
oder eine implizite Verwaltungshandlung vor dem Staatsrat einklagen oder den 
Staat im Rahmen des zivilen Deliktsrechtsverfahrens beklagen. Letzteres ist die 
einzige Möglichkeit, wenn der Schaden durch staatliche Unterlassung verur-
sacht wurde oder wenn Entschädigung sowohl von einem Unternehmen und 
dem Staat verlangt wird. Das Zivilgericht kann den Verwaltungsakt nicht annullie-
ren aber seine Anwendung verhindern. Seine Annullierung muss beim Staatsrat 
beantragt werden.

Bedingungen: 
• Art. 1382 und 1384 der Zivilprozessordnung legen fest, dass Geschädigte 
den Schaden, die Schuld eines Unternehmens und/oder des Staates und die 
Ursächlichkeit der unternehmerischen Die Verursachung ist ein Schlüsselele-
ment in Deliktrechtsfällen.

• Die Klagefrist beträgt fünf Jahre.

Ergebnis: Geschädigte können Entschädigung im Verhältnis zu dem verur-
sachten Schaden beantragen sowie Garantien der Nichtwiederholung. Aller-
dings gibt es viele Hürden, wie zum Beispiel das Sammeln von Beweisen, den 
Beweis der Ursächlichkeit und/oder der Schuld und den Beweis des Bestehens 
einer Unternehmensgruppe.  
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Besondere Schwierigkeiten dieses gerichtlichen Verfahrens: 
Eine besondere Schwierigkeit liegt darin, die Haftungspflicht von Mutterge-
sellschaften feststellen zu lassen (mittelbare Haftpflicht) bei Verletzungen durch 
ihre Tochtergesellschaften oder kommerzielle Partner (unmittelbare Haftpflicht). 
Dies hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab, unter anderem:  
• Ob die Struktur der Unternehmensgruppe die Durchgriffshaftung zulässt
• Wie das belgische Recht mit der Kontrolle, die Muttergesellschaften über ihre 
Tochtergesellschaften ausüben, umgeht. 
• Wie Unternehmen durch Deliktrecht für Menschenrechtsverletzungen haftbar 
gemacht werden können. 
• Rechtswahl und Wahl des zuständigen Gerichts in grenzüberschreitenden 
Fällen. 
• Der Beweis, dass die Handlungen der Muttergesellschaft entscheidend für die 
Verursachung des Schadenfalls waren. 
• Die Rolle der verschiedenen Rechtsgebilde in der Unternehmensgruppe. 

Sammelklage
In dem Maβe, in dem Verletzungen der Menschenrechte auch Verbraucher-
rechte verletzen, kann eine Sammelklage durch Verbraucher in Erwägung ge-
zogen werden. Geschädigte müssen nicht in Belgien ansässig sein. Ihr Vertreter 
benötigt kein Mandat und sollte keinen finanziellen Vorteil suchen. Er sollte eine 
Vereinigung, ein Mitglied des Verbraucherrats oder anderweitig vom Minister 
für Verbraucherschutzangelegenheiten zugelassen sein. Öffentliche Schlich-
tungsdienste für Verbraucher können ebenfalls diese Rolle einnehmen, aber nur 
um eine Übereinkunft von einem Richter genehmigen zu lassen. Verbraucher 
können einer Sammelklage beitreten oder austreten. Das Austreten ist unwider-
ruflich.   

 
Bedingungen:
• Solche Klagen können von einem autorisierten Vertreter der Verbraucher nur 
dann eingereicht werden, wenn eine Sammelklage gegen das Unternehmen 
wirksamer als  eine zivilrechtliche Einzelklage ist. 
• Wenn Verbraucher Entschädigung für physischen oder moralischen Schaden 
verlangen, können sie nicht austreten.  
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Wo? Zivilgerichte erster Instanz in Brüssel.

Ergebnis: Der Rechtsbehelf für Geschädigte wird in einer Entschädigungsübe-
reinkunft festgelegt, die den Schaden und die entsprechende finanzielle Wiedergut-
machung definiert. Diese Übereinkunft beweist nicht die Schuld des Unternehmens. 
Diese Option ist nicht geeignet für vorbeugende oder dringliche Klagen.  

 Strafgerichte
 
Wenn unternehmensbezogene Menschenrechtsverletzungen auch eine Straftat 
sind, kann auch vor einem Strafgericht geklagt werden. Fälle, die geringfügige 
Straftaten darstellen, werden vor dem Polizeigericht verhandelt. Mittelschwere 
oder schwere Straftaten werden vor einem Strafgericht verhandelt. Die Ratskam-
mer des Gerichts erster Instanz muss zunächst eine formale Vorverfahrensun-
tersuchung durchführen, um festzustellen, ob der Fall einem Strafgericht vorge-
legt werden muss oder der Angeklagte freigesprochen werden muss. In Belgien 
ist die strafrechtliche Verantwortung von Personen und Unternehmen möglich. 
Unternehmen können zusammen mit Direktoren und Arbeitnehmern strafrecht-
lich verantwortlich sein.

Bedingungen:
• Der Fall kann auf zwei Weisen vor ein Strafgericht gebracht werden: entweder 
direkt durch den Staatsanwalt oder durch eine Klage des Opfers/Geschädigten 
oder durch jede Person mit Beweisen der behaupteten Straftat. 
• Der Staatsanwalt beginnt das Verfahren. Wenn er/sie keine Initiative ergreift, 
kann das Opfer eine Klage einreichen (im Fall nicht-schwerwiegender Straf-
taten), muss aber eine Garantie bezahlen. 
• Im Prinzip sind nur Opfer als Nebenkläger anerkannt werden. 

Vorteile bei unternehmensbezogenen Menschenrechtverletzungen:
• Strafrechtliche Klagen wurden wegen der Hürden im Deliktrecht empfohlen. In 
strafrechtlichen Fällen hat der Staatsanwalt die Beweislast und das Opfer muss 
nicht die Kosten des Verfahrens tragen. 
• Wenn Opfer als Nebenkläger anerkannt sind, können sie vom Staat nach dem 
Urteilsspruch finanzielle Unterstützung beantragen.   
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Grenzüberschreitende Straftaten im Zusammenhang mit unternehmensbe-
zogenen Menschenrechtsverletzungen 
• In grenzüberschreitenden Fällen haben belgische Gerichte eine begrenztere 
Zuständigkeit als in zivilrechtlichen Angelegenheiten. Sie sind nur zuständig, 
wenn die Straftat eine enge Verbindung zu belgischen Unternehmen hat oder 
wenn von den Opfern nicht vernünftig verlangt werden kann, ihren Fall in einem 
anderen Rechtssystem vorzutragen oder wenn die Straftaten ein internationales 
Verbrechen sind.

Bedingungen: 
• Die Menschenrechtsverletzung sollte sowohl im Gastland als auch in Belgien 
eine Straftat sein. 
• Wenn das Opfer nicht belgisch ist, kann die Staatsanwaltschaft eine strafrecht-
liche Untersuchung nur einleiten, nachdem eine Klage von den Opfern, ihren 
Angehörigen oder durch eine offizielle Mitteilung der öffentlichen Behörden des 
Staates in dem das Verbrechen begangen wurde und auch nur dann, wenn der 
Angeklagte sich auf belgischem Territorium befindet.  
• Universale Zuständigkeit ist der weitreichendste strafrechtliche Mechanismus. 
Er kann genutzt werden bei Verletzung des internationalen humanitären Rechts, 
solange Belgien eine Verbindung zu dem Fall und den involvierten Parteien hat. 

Ergebnis: 
• Strafrechtliche Sanktionen für den Verurteilten: Gefängnis, Strafen und/oder 
Konfiszierung von Vermögenswerten (in manchen Fällen).
• Ein Urteil, das Entschädigung zuspricht, kann vor einem Pfändungsgericht 
durchgesetzt werden.
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Kommission für die finanzielle Unterstützung1 von Opfern beabsichtigter 
Gewaltakte
• Es gibt drei Arten von finanzieller Unterstützung für Opfer von Straftaten, die 
auf belgischem Territorium begangen wurden: dringliche finanzielle Unterstüt-
zung kann vor einem Strafgerichtsurteil gewährt werden, hauptsächliche und 
komplementäre finanzielle Unterstützung nach dem Urteil. Diese Unterstützung 
schließt  physischen, materiellen und moralischen Schaden ein.  
• Nur Opfer können diese Unterstützung beantragen. Familienmitglieder können 
dies nur dann tun, wenn das Opfer gestorben ist oder keine Möglichkeit hat, den 
Anspruch anzumelden. 
• Diese finanzielle Unterstützung hat keinen Entschädigungscharakter, weil sie 
keine Haftung des Staates anerkennt. Die Kommission bietet auf Grundlage des 
Solidaritätsprinzips Opfern finanzielle Unterstützung, die keine anderen Quellen 
finanzieller Entschädigung haben, wie zum Bespiel Versicherungen oder Haftung 
des Täters.  
• Die Frist zur Einreichung der Petition beträgt drei Jahre nach der Bekanntma-
chung des Urteils. 

1 https://www.belgium.be/nl/justitie/slachtoffer/financiele_hulp 

 Arbeitsgerichte

Arbeitsgerichte können Fälle hören, die in direktem Zusammenhang zu Arbeit, Ar-
beitsunfällen, Erkrankungen am Arbeitsplatz, sozialer Sicherheit oder dem Recht auf 
gleiche Behandlung am Arbeitsplatz stehen. Sie entscheiden auch über die Anwen-
dung verwaltungsrechtlicher Sanktionen bei Zuwiderhandlungen gegen Sozialverwal-
tungsregelungen und bei Ansprüchen Asbestgeschädigter. In diesen Fällen können 
Versicherungsrecht, die Regel des Entschädigungsfonds und Deliktrecht angewendet 
werden. Arbeitnehmer können von einem Gewerkschafter vertreten werden. 

4.2.1 der staatsrat
 
Der Staatsrat ist zuständig in Fällen, in denen der Staat haftbar gemacht werden 
soll für die Zuwiderhandlung und der einzige Beschuldigte ist. Er hört deliktre-
chtliche Fälle, die ebenfalls eine Annullierung des Verwaltungsakts, der Regu-
lierung oder der impliziten Entscheidung ersuchen, die gegen eine übergeord-
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nete Rechtsregel oder ein Rechtsprinzip verstoßen.  In einigen Fällen können 
Anspruchsteller auch Entschädigung verlangen für den Schaden, der durch 
diese Verwaltungsakte hervorgerufen wurde.  

Bedingungen: 
• Geschädigte müssen den erlittenen Schaden als Konsequenz aus der Verwal-
tungshandlung nachweisen, das öffentliche Interesse in Betracht ziehend.   
• Eine zivilrechtliche Entschädigungsklage darf nicht bereits eingereicht sein 
für den durch den Verwaltungsakt verursachten Schaden. Das Einreichen der 
verwaltungsrechtlichen Klage schließt eine spätere zivilrechtliche Klage aus.  
• Wenn die Entschädigungsforderung sowohl gegenüber einem Unternehmen als 
auch dem Staat geltend gemacht wird, kann nur ein Zivilgericht die Klage anhören
• Die Frist ist 60 Tage nach Kenntnis des Verwaltungsakts oder Bekanntmachung 
der Entscheidung, die den verwaltungsrechtlichen Rechtsweg beendet. 
• Wenn sich die Forderung auf einen Prozess der öffentlichen Beschaffung37 
bezieht, können Geschädigte oder betroffenen Akteure die Suspendierung des 
Akts beantragen ohne Schaden beweisen zu müssen. In diesem Fall beträgt die 
Frist 15 Tage. Dies findet statt über die Prozedur extremer Das geschieht nach 
dem Verfahren auf
• βerster Dringlichkeit vor dem Staatsrat. In diesen Fällen sollte der Fall zunächst 
den zuständigen Verwaltungsbehörden präsentiert werden. Der Akt der öffent-
lichen Beschaffung kann annulliert werden, wenn europäisches, verfassungsre-
chtliches oder gewöhnliches Recht gebrochen wurde.

Ergebnis:  Diese Option ist schneller al sein ziviles Deliktrechtsverfahren. Aller-
dings ist die Frist kürzer und es gibt keine Berufungsmöglichkeit wie zivilen De-
liktrechtsverfahren. Der Staatsrat kann einstweilige, vorbeugende oder korrigie-
rende Maßnahmen sowie Schadensersatz verhängen. Einstweilige Maßnahmen 
versuchen, Schaden abzuwenden. Die Suspendierung ist nicht automatisch und 
hängt ab von der jeweiligen öffentlichen Körperschaft. Eine Klage zur Annul-
lierung eines Verwaltungsaktes suspendiert den Akt nicht, daher ist in beson-
ders dringlichen Fällen der verwaltungsrechtliche Rechtsweg offen, um weitere 
schützende Maßnahmen zu beantragen. 

37 http://www.publicprocurement.be/nl/pp-im-deutsch 
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  Normenkontrollverfahren 
 
Normenkontrolle durch den Verfassungsgerichthof überprüft, ob Gesetze 
Verfassungsrechte und -freiheiten respektieren. Sie kann genutzt werden, um 
vom föderalen Parlament und von den Parlamenten der Gemeinschaften und 
Regionen verabschiedete Gesetze (Dekrete und Verordnungen) zu annullieren, 
wenn diese grundlegenden Verfassungsrechte, einschließlich der Recht von 
Nicht-bürgern, missachten.  

Bedingungen:
• Die Frist zur Klageerhebung ist sechs Monate nach der Veröffentlichung des 
strittigen Rechtsakts im Amtsblatt. 
• Das Gericht kann nicht direkt die Übereinstimmung mit internationalen Verträ-
gen prüfen. 
• Jede durch Gesetz ausgewiesene Dienststelle oder jede Person mit einem be-
gründeten Interesse kann solche Akte anfechten. Dies schließt natürliche und 
Rechtspersonen nein ein, gleich ob private oder öffentliche und jeder Nationa-
lität, die durch das Gesetz betroffen sein können. 
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staat gerichtet sind und 
strukturelle reformen 
ersuchen, um zukunftige 
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Vorabentscheidung in Belgien (und vor dem EUGH)1 
• Jedes Gericht kann dem Verfassungsgericht Fragen zur Vorabentscheidung 
über die Vereinbarkeit von gesetzlichen Regeln mit verfassungsrechtlichen 
Menschenrechtsbestimmungen vorlegen. 
• Das Verfassungsgericht kann dem EUGH ebenfalls Vorabentscheidungsfra-
gen vorlegen, damit dieser entscheidet, ob nationales Recht mit EU vereinbar 
ist. Dies schließt die EU-Verträge und die Charta der Grundrechte der EU ein. 
Vorabentscheidungen können die Interpretation oder Gültigkeit von EU Recht 
betreffen.  
• Weder Geschädigte noch Nichtregierungsorganisationen haben vor dem 
EUGH Klagebefugnis. Sie müssen ihre Klage bei nationalen Gerichten vorbrin-
gen (wenn sie sich auf Grundrechte bezieht, so vor dem Verfassungsgericht). 
• Die Vorabentscheidung des EUGH entscheidet nicht den Fall: Das Verfassungs-
gericht muss die EUGH-Entscheidung auf nationaler Ebene umsetzen. Wenn in 
der Vorabentscheidung entschieden wurde, dass das nationale Gesetz EU-Recht 
bricht, muss das Verfassungsgericht das entsprechende Gesetz aufheben. 
• Es gibt ebenfalls eine Dringlichkeitsprozedur bei außergewöhnlichen Sachve-
rhalten, die sich auf den Raum der Freiheit, Sicherheit und des Rechts beziehen. 
• Vorabentscheidungen haben den Effekt von res judicata, d.h. dieser Re-
chtsweg kann nicht mehr eingeleitet werden, wenn in der gleichen Sache bereits 
entschieden wurde. Sie sind ebenfalls für alle nationalen Gerichte der Mitglieds-
taaten verbindlich, selbst dann, wenn sie sich auf andere Mitgliedstaaten bezie-
hen. Wenn EU-Recht aufgehoben wird, gilt dass auch für nationale Gesetze, die 
auf ihm beruhen. 
• Dieser Mechanismus hat bereits Menschenrechte im Zusammenhang mit 
Justizgewährungsansprüchen bei Umweltfragen und Verbraucherschutz etc. 
geschützt.

1 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=URISERV%3Al14552 

Ergebnis: Dieser Mechanismus bietet Geschädigten keine direkte Entschädigung. Al-
lerdings versucht er, strukturelle Fehler an der Wurzel von unternehmensbezogenen 
Menschenrechtsverstößen zu beheben. Gesetze anzufechten, die unternehmens-
bezogene Menschenrechtsverstöße erlaube, kann größeren Einfluss haben, als Un-
ternehmen einzeln zu verklagen und kann zukünftige Verletzungen verhindern.  
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6. wie kann die 
umsetzung eines 
positiven urteils 
erwirkt werden ?

Eine günstige Gerichtsentscheidung sollte umgesetzt 
werden, um ein effektives Rechtsmittel zu bieten. 

Bedingungen:
• Die Geschädigten oder betroffenen Akteure, die das günstige Urteil erwirkt 
haben, sollten die Vollstreckung beantragen.
• Die Gerichtsordnung sieht unterschiedliche Maßnahmen für diesen Zweck vor, 
z. B. schützende Maßnahmen in Streitfällen über Vermögenswerte, um sicherzuge-
hen, dass diese bis zu einem rechtsgültigen Urteil bestehen bleiben. (Art. 1955-62 
Zivilgesetzbuch). Auch ein Inventar kann beantragt werden, um die Summe und den 
Wert von Vermögenswerten zu bestimmen. 
• In einigen Fällen kann vorbeugende Vollstreckung beantragt werden ohne auf die 
Berufungsentscheidung zu warten. Allerdings kann es sein, dass Geschädigte die 
von dieser Möglichkeit profitieren, eine Garantie hinterlegen müssen. 
• Andere vorläufige Maßnahmen können in einstweiligen und gewöhnlichen Verfah-
ren beantragt werden.

Wo? In den Pfändungsgerichten Belgiens38.

Ergebnis: Dieses Verfahren ist ein Teil des Rechts auf wirksame Rechtsmittel denn 
es bietet die Möglichkeit, positive Urteile die Abhilfe wie Rückgabe, Entschädigung 
oder Sanktionen schaffen, zu vollstrecken.

38 https://justitie.belgium.be/nl/rechterlijke_orde/hoven_en_rechtbanken/rechtbank_van_eerste_aanleg/beslagrechter
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Vollstreckung in grenzüberschreitenden Fällen
Wenn die Menschenrechtsverletzung außerhalb der EU begangen wurde und 
ein positives außerhalb der EU gefälltes Urteil in Belgien vollstreckt, muss dem 
Urteil möglicherweise ein Exequatur folgen, d.h. ein Verfahren, um ein auslän-
disches Urteil in Belgien zu vollstrecken. 
Bedingungen:

Bedingungen:
• “Brussels I bis”1 (Art. 36.1 und 39): In anderen EU-Mitgliedstaaten gefällte Ur-
teile werden in anderen Mitgliedstaaten ohne besonderes Verfahren umgesetzt.  
• Die EU Verordnung zum Europäischen Vollstreckungsbeschluss2 für unbes-
trittene Forderungen und die EU Verordnung zur gegenseitigen Anerkennung 
von Schutzmaßnahmen3 in zivilrechtlichen Angelegenheiten können auch gelten. 
• Das Verfahren für grenzüberschreitende nicht-EU Urteil wird durch interna-
tionale Konventionen, die in Belgien und in dem Staat des Urteils in Kraft sind, 
geregelt, z. B. die Lugano Konvention4, Konventionen der Haager Privatrechts-
konferenz und andere ähnliche Konventionen. 
• Wenn keine Konventionen in Kraft sind, findet der belgische internationale 
Privatrechtscode Anwendung, zusammen mit der Gerichtsordnung und dem 
belgischen konsularischen Code. Diese legen die Bedingungen fest für das Ur-
teil (Endgültigkeit), formale Bedingungen (authentisches Instrument, Überset-
zung, Gesetz, Apostille), die Umstände unter denen ein Antrag auf Exequatur 
abgewiesen werden kann (Ordre Public, Verletzung der Verteidigungsrechte, 
etc.) und die zuständigen Vollstreckungsbehörden (Gerichte, Verwaltungss-
tellen).  

1 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/ALL/?uri=CELEX%3A32012R1215 
2 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:143:0015:0039:EN:PDF 
3 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex%3A32013R0606 
4 http://curia.europa.eu/common/recdoc/convention/en/c-textes/lug-idx.htm 
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7.1. individuelle beschwerden vor 
dem europaischen gerichtshof fur 
menschenrechte (ACTHR)39

Geschädigte können Klagen über Verletzungen von in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention geschützten individuellen Rechten (EMRK) und den 
von Belgien ratifizierten Protokollen einreichten. 

Bedingungen:
• Das Verfahren wird durch die EMRK und die Verfahrensordnung des Gerichts40 
bestimmt. 
• Klagen41 können sich nur gegen einen staat des Europäischen Rates richten 
für Verletzungen die innerhalb seines Hoheitsgebietes begangen wurden. Dies 
ist im Prinzip territorial gebunden, kann jedoch in Ausnahmefällen auch extra-
territorial sein. 
• Alle zur Verfügung stehenden nationalen Rechtswege müssen ausgeschöpft 
werden.  
• Die Frist innerhalb derer Klage erhoben werden kann ist sechs Monate nach 
der endgültigen Entscheidung des nationalen Gerichts mitgeteilt wurde oder von 
dem Moment an, da der Antragsteller Kenntnis der endgültigen Entscheidung 
des nationalen Gerichts hat.  

39 http://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=home 
40 http://www.echr.coe.int/Documents/Rules_Court_ENG.pdf 
41 http://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=applicants&c= 
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• Geschädigte oder ihre Angehörigen können Klage einreichen. In einigen Fällen 
können auch andere Akteure (z.B. Nichtregierungsorganisationen) dies tun, 
wenn sie nachweisen können, dass sie auch Opfer der Verletzung sind. Nichtre-
gierungsorganisationen können auch als Amicus Curiae intervenieren, um Infor-
mationen anzubieten. 
• Geschädigte sollten Staatsangehörige eines Unterzeichnerstaates sein oder 
sich im Moment der Verletzung auf dem Territorium eines solchen befinden.
• Wenn ein Gesetz oder eine Verwaltungsvorschrift Menschenrechte verletzt, 
können Geschädigte klagen. Es sollte sich hierbei jedoch nicht um eine allge-
meine Beschwerde gegen die Vorschrift handeln. 

Ergebnis: Es kann dem Staat vorgeschrieben werden, dass er die Situation be-
heben muss, Schadensersatz zahlen muss oder neue Gesetze erlassen muss, 
die die Wiederholung der Menschenrechtsverletzung verhindern. Einige Urteile 
in Umweltangelegenheiten zum Bespiel haben den Staat verurteilt, weil er es 
versäumt hat, die private Industrie zu regulieren und dies basierend auf dem Re-
cht auf eine gesunde Umwelt42 und sicherer Arbeitsbedingungen. Bespiele sind 
Fälle von Asbestgeschädigten43. 

Einstweiliger Rechtschutz1 can be requested when urgent measures are ne-
cessary against an imminent risk of irreparable harm. 
• Geschädigte müssen nachweisen, dass sie schwerwiegenden und irreversiblen 
Schaden erleiden könnten. 
• Diese Maßnahmen haben maximal so lange Bestand wie das Verfahren vor 
dem Gerichtshof.  
• Die wurden hauptsächlich in Fällen für die Gefahr des Lebens oder der Folter 
oder der unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung oder Bestrafung an-
geordnet. Diese Fälle standen meistens im Zusammenhang mit Ausweisungen 
oder Überführungen und bisher wurden solche Maßnahmen noch nicht bei un-
ternehmensbezogenen Menschenrechtverletzungen verhängt.

1 http://www.echr.coe.int/Documents/FS_Interim_measures_ENG.pdf 

42 http://www.echr.coe.int/Documents/FS_Environment_ENG.pdf 
43 http://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-141567%22]}
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7.2. das kollektive 
beschwerdeverfahren44 vor dem 
europaischen ausschuss fur soziale 
rechte des europaischen rates

Dieser Mechanismus schützt Menschenrecht, die in der Europäischen Sozial-
charta45 verankert sind, was bedeutet, dass man sich nur diese Charta im Ver-
fahren berufen kann.  

Bedingungen:
• Ausschöpfung des nationalen Rechtswegs ist nicht notwendig und Beschwerdefüh-
rer brauchen nicht zu beweisen, dass sie geschädigt worden sind. 
• Die folgenden Organisationen sind klageberechtigt: The European Trade Union 
Confederation (ETUC)46, Business Europe47 (früher UNICE), Internationale Orga-
nisation der Arbeitgeber (IOE)48, internationale Nichtregierungsorganisationen, 
die einen teilnehmenden Status49 haben und bei dem Europäischen Rat einge-
tragen sind (CoE), nationale Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften und in 
einigen Fällen nationale Nichtregierungsorganisationen.  

Ergebnis: Dieser Mechanismus versucht, Missachtungen auf Grundlage des Re-
chts und nationaler Verfahren zu korrigieren und zukünftige Missachtungen zu 
verhindern. 

44 https://www.coe.int/en/web/turin-european-social-charter/collective-complaints-procedure
45 https://www.coe.int/en/web/turin-european-social-charter 
46 https://www.etuc.org/ 
47 https://www.businesseurope.eu/ 
48 http://www.ioe-emp.org/ 
49 https://www.coe.int/en/web/ingo/participatory-status 

¨ ¨
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7.3. un system individueller beschwerden50 

Acht der UN Verträge, d.h. der  CCPR- OP151, CERD52 (14), CAT53 (22), CE-
DAW-OP54, CRPD-OP55, CED56 (31), CESCR-OP57 and CRC-OP58, erlauben Indivi-
dualbeschwerden gegen Unterzeichnerstaaten, die die Rechte aus diesen Verträgen 
verletzt haben. Damit der entsprechende Ausschuss eine Individualbeschwerde an-
hören kann, muss der entsprechende Staat59 seine Zuständigkeit anerkannt haben.  

Bedingungen:
Jeder UN Ausschuss hat seine Besonderheiten, aber die wichtigsten Zulässig-
keitskriterien sind:
• Geschädigte sollen die Beschwerde einreichen oder einer dritten Partei schrif-
tlich die Erlaubnis geben, dies zu tun oder in Fällen, in denen es unmöglich ist, 
die Zustimmung einzuholen. Gruppen Geschädigter können eine Beschwerde 
einreichen, Sammelbeschwerden sind jedoch nicht zulässig. 
• Die Fakten sollten nach Inkrafttreten aufgetreten sein, au�er es handelt sich um 
fortdauernde Verletzungen. 
• Die Beschwerde darf nicht bereits bei einem anderen internationalen Organ 
eingereicht worden sein.
•  Der nationale Rechtsweg muss erschöpft sein, au�er es gibt gute Beweise, dass 
nationale Verfahren ungebührlich in die Länge gezogen wurden oder dass sie 
unwirksam sein würden.  

Ergebnis: Der Ausschuss entscheidet, ob eine Menschenrechtsverletzung 
stattgefunden hat und kann dem Vertragsstaat gegenüber Empfehlungen auss-
prechen. Der Ausschuss kann ferner die Befolgung seiner Empfehlungen beo-
bachten. Wird eine Verletzung festgestellt, muss der Staat innerhalb von 180 Ta-
gen Informationen über die getroffenen Maßnahmen liefern, die die Empfehlung 
umsetzen. Dieser Mechanismus ist nicht vertraulich. 

50 http://www.ohchr.org/Documents/Publications/FactSheet7Rev.2.pdf 
51 http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/OPCCPR1.aspx 
52 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CERD/Pages/CERDIndex.aspx 
53 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CAT/Pages/CATIndex.aspx  
54 http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/OPCEDAW.aspx
55 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CRPD/Pages/OptionalProtocolRightsPersonsWithDisabilities.aspx 
56 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CED/Pages/CEDIndex.aspx  
57 http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/OPCESCR.aspx 
58 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CRC/Pages/CRCIndex.aspx 
59 http://indicators.ohchr.org/ 
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Besondere vorläufi ge Rechtschutzmaßnahmen1 können gegenüber einem 
Vertragsstaat der entsprechenden Konvention beantragt werden, um irre-
parablen Schaden an Opfern abzuwenden.  
• Der Antrag muss vom Antragsteller selbst gestellt werden und gut begründet sein.  

1 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/TBPetitions/Pages/IndividualCommunications.aspx#specialcircumstances 

7.4. andere mechanismen:

Strukturelle Reformen oder Abhilfe kann auch durch andere internationale 
Mechanismen erwirkt werden, z. B. die der  Internationale Arbeitsorganisa-
tion60. Wenn die Verletzung im Zusammenhang zu einem von der Europäischen 
Investitionsbank fi nanzierten Projekt steht, (EIB) können Geschädigte den EIB 
Beschwerdemechanismus61 nutzen. 

60 http://www.ilo.org/global/lang--en/index.htm 
61 http://www.eib.org/infocentre/publications/all/complaints-mechanism-policy.htm 

52

http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/TBPetitions/Pages/IndividualCommunications.aspx#specialcircumstances
http://www.ilo.org/global/lang--en/index.htm
http://www.eib.org/infocentre/publications/all/complaints-mechanism-policy.htm


53







Federal Institute for Sustainable Development (FISD)
http://www.developpementdurable.be

Author: Faculty of Law_University of Antwerp
Editor: Dieter Vander Beke, Director of the FISD
Design and printing: IMPRIBEAU

Erster Eindruck: November 2017

Legal deposit: D/2017/11945/11

Veröffentlichung gemacht und verantwortungsvoll gedruckt

Cette publication est également disponible en Français
Deze publicatie is eveneens in het Nederlands beschikbaar
This publication is also available in English

http://www.developpementdurable.be



